Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1459 


Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

lA 4 - 1530 - 954/59 


den 4. Dezember 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; 1. Entschließung des Deutschen Bundestages vom 

12. Juni 1959 zu Einzelplan 10; 
hier: Bundesanstalt für Vegetationskartierung 
sowie Bundesanstalt für Naturschutz und 
Landschaftspflege 
— Umdruck 308 — 

2. Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt 
(Wuppertal), Bading, Margulies, Dr. Schild und 
Genossen, betr. Zusammenlegung von Bundes- 
anstalten 

— Drucksache 1406 — 


1. In seiner Entschließung vom 12. Juni 1959 hat der Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung um Prüfung und um Bericht 
ersucht, ob die von ilini im Sinne der Rationalisierung und 
Koordinierung vorgeschlagene Eingliederung der beiden 
o.b. Bundesanstalten in die Bundesanstalt für Landeskunde 
und Raumforschung nicht nur unter dem Gesichtspunkt der 
Sparsamkeit zweckmäßig sei, sondern aucli höheren prak- 
tischen Nutzen bewirke. 

Die Prüfung dieser Angelegenheit hat 711 folgenden Ergeb- 
nissen geführt: 

a) Bezüglich der Bundesanstalt für Vegetationskai tieriing 
geht die Entschließung vom 12, Juni 1959 insofern von 
unzutreffenden Voraussetzungen aus, als gerade die 
Vegetationskartierung in Zukunft eingeschränkt und nur 
nodi im Rahmen der wissenschaftliclmn Aufgaben der 
Pflanzensoziologie fortgeführt worden soll. 

Die Pflanzensoziologie bedarf der Vegetationskartierung 
zur Erarbeitung eines Systems der Pflanzengesellschaflen 
und zur Entwicklung der Methodik der pflanzensoziolo- 
gischen Forschung. 

Wegfallen soll grundsätzlich die Auftragskartierung, 
Soweit es noch erforderlich werden sollte, für Bundes- 
dienststellen Vegetationskarten anzu fertigen, worden 
hierfür keine Stellen im Bundeshaushaltsplan voran- 
scfiiagt werden. Das benötigte Personal wird aus den 
kostendeckenden Entgelten zu bezahlen sein. 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Bulsdorf/Sieghurg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Rine^ hingliedorung der Bundesanstalt für Vegetations- 
kartierimg in die Bundesanstalt für Landeskunde und 
Raumforschung ist unzweckmäßig, weil sich diese Bundes- 
anstalt nicht mit den wissenschaftlichen Aufgaben der 
Pflanzensozioiogie befassen kann. Pflanzensoziologie 
kann nur in Verbindung mit der Bodenkunde zu prak- 
tischen Lrgebnissen kommen. lüeshalb ist eine Verbin- 
dung mit einer Forschungsanstalt zweckmäßig, in der 
ein völlig ausgestattetes Fadigebiet für Bodenkunde 
vorhanden ist. Auch sollten die notwendigen wissen- 
schaftlichen Fdnrichtunnen und die Verbindung mit einer 
Hochschule gegeben sein, um die Ergebnisse der Pflanzen- 
soziologie über die Lehre der Praxis erschließen und 
die erforderlichen Nachwuchskräfte heranbilden zu können. 

Unter diesen Gesiditspunkten empfiehlt sich nach Auf- 
fassung der Bundesregierung eine Eingliederung der 
Bundesanstalt für Vegetationskartierung in die Bundes- 
anstalt für Forst- und ttolzwirtschaft in Reinbek. 

b) Die Bundesregierung beabsichtigt nidit, die Bundesan- 
stalt für Naturschutz und Landschaftspflege als selbstän- 
dige Einrichtung weiterzufüliren. Auch ist nicht daran 
gedacht, die Aufgaben dieser Bundesanstalt in das Bun- 
desministerium für Ernähiung, Landwirtschaft und Forsten 
zu übernehmen, weil es hierbei nidit um ministerielle 
Aufgaben handelt. 

Dagegen sind die Erwägungen der Bundesregierung, ob 
es zweckmäßiger ist, die Bundesansialt in die Bundes- 
forschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft in Reinbek 
od?r in die Bundesanstalt für Landeskunde und Raum- 
forschung in Bad Godesberg einzugliedern, noch nicht 
abgeschlossen. 

Die Bundesregierung hat im Entwurf des Bundeshaus- 
haltsplans 1960 für den Hauslialt der Bundesanstalt für 
Natursciiutz und Landschaftspflege eine Form der Ver- 
ansddagung vorgeschlagen, weldie der Entsdieidung über 
die künftige Organisation der Anstalt nicht vorgreift. 
Die Mittel für die Aufgaben der Anstalt sind bei 
Kap. 10 01 Tit. 950 als Globalzuschuß veranschlagt. 

Die Bundesregierung wird über diese Anstalt bis zum 
31. Januar 1960 einen abschließenden Bericht vorlegen. 

2. Die obigen Ausführungen bitte idi auch als Antwort auf 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Bading, Margidies, Dr. Schild und Genossen vom 20. Novem- 
ber 1959 betr. Zusammenlegung von Bundesanstalten 
— Drude Sache 1406 — zu betrachten. 


Schwarz 



